
 
 

Gerichtsbarkeit in Brackenheim - ein geschichtlicher Überblick
Vortrag beim heimatkundlichen Monatsstammtisch des Zabergäuvereins 
im Mai 2009

von Klaus Karl Blükle

I. Einleitung

Thema dieser Abhandlung ist die weltliche Gerichtsbarkeit in Brackenheim im
Wandel der Zeit bis zur Gegenwart. Brackenheim wird urkundlich erstmals um
1150 erwähnt1. Im Jahr 1280 werden in Brackenheim ein Gericht  und Richter
erwähnt.2 Sicher ist, dass Brackenheim schon deutlich älter ist. Die vor dieser
Zeit liegenden Gerichtszusammenhänge deutschen (hier fränkischen) Ursprungs
finden sich jedoch noch zu Anfang des 12. Jahrhunderts und darüber hinaus3.
Während der zu betrachtenden acht Jahrhunderte Geschichte sind zwei
Grundströmungen erkennbar. Zum einen wird am Gerichtsstandort Brackenheim
der Übergang vom deutschen Recht zum römischen Recht erkenntlich und zum
zweiten spiegelt sich im Gerichtsstandort der Wechsel von der judiziellen Hoheit
auf den deutschen Staat 1871.

II. 1200 bis zur Peinlichen Gerichtsordnung Karls V im Jahr 1532.

Am Anfang dieser Zeit leitet sich die Gerichtsgewalt vom deutschen König ab4.
Dies setzte sich theoretisch bis zum Ende des deutschen Reiches fort, obwohl die
Gerichtshoheit nach anderer Auffassung praktisch zu einem landesrechtlichen
Hoheitsrecht wurde5. Das maßgebende deutsche Recht unterschied dabei zwi-
schen der niederen und der höheren Gerichtsbarkeit6. Die niedere Gerichtsbarkeit
umfasst die einfachen straf- und zivilrechtlichen Fälle, die hohe umfasste die
Strafe um Leib und Leben. Eine Unterscheidung zwischen Zivilgerichtsbarkeit
und Strafrecht entwickelte sich erst langsam. Dies vor allem auch deshalb, weil
nach älterer deutschrechtlicher Tradition eine Anklage auch bei Strafsachen
durch die betroffene Sippe erfolgen musste. Die niedere Gerichtsbarkeit wurde
mancherorts auch Zehentgericht genannt. 

Zu Anfang war die hohe Gerichtsbarkeit ausschließlich dem deutschen König
vorbehalten. Im Laufe der Zeit und dem Erstarken der Städte wurde die hohe
Gerichtsbarkeit an Städte und auch an die Herzöge von Württemberg übertragen.
Ein vom Herzog eingesetzter Vogt und der Schultheiss führten die Verhandlung.
Im Übrigen hatten in Württemberg die Städte die niedere Gerichtsbarkeit in
Strafsachen und die unbeschränkte Gerichtsbarkeit in Zivilsachen.7 Die hohe
Gerichtsbarkeit war nur wenigen Reichsstädten und einigen Lehensleuten
(z. B. Sternenfels) vorbehalten.
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Brackenheim selbst hatte die niedere
Gerichtshoheit in Strafsachen. Laut
Klunzinger8 hatte die Stadt Brackenheim
als bedeutender Ort zusätzlich die Male-
fizgerechtigkeit (Halsgerichtsbarkeit oder
Blutgerichtsbarkeit). Im Hauptstaatsarchiv
gibt es hierzu die Malefizakten des Male-
fizgerichts für Brackenheim (Malefiz =
lateinisch „maleficium“ – Übeltat, Verbrechen).
Wichtigere Fälle pflegte man der Juris-
tischen Fakultät Tübingen zur Begutach-
tung vorzulegen. Die Vollziehung dieser
Urteile konnten nur mit Genehmigung des
Herzog erfolgen. Dies bedeutete: Verhand-
lungen mit hohem Strafrahmen wie Hin-
richtungen wurden durch das Malefiz-
gericht in Brackenheim entschieden9.

Zu Beginn des 12. Jahrhunderts war das
Strafverfahren geprägt durch die Anklage 
der Sippe/Parteien bei dem Gericht10. Eine
Untersuchungspflicht des Gerichts gab es
nicht. Das Recht beschränkte sich auf den
Ausgleich unter den Beteiligten und zielte
auf eine Abgeltung in Geld. Als allgemei-
ner Grundsatz kann festgehalten werden,
die Verhandlungsleitung lag in der Hand
des Richters, zur Entscheidung wurden die
Urteiler hinzugezogen.

In der deutschrechtlichen Zeit wurde mit Eiden als zentralem Element der
Beweisführung gearbeitet. Dies änderte sich bereits im 13. Jahrhundert, in wel-
chem auch die peinliche Befragung (Folter) eingeführt wurde. Ab dann galt der
Untersuchungsgrundsatz, wobei das Ziel das Geständnis war. Der Richter wurde
dann letztendlich selbsturteilend in Anknüpfung an die römisch-rechtliche
Ordnung.

Im Zeitraum vom 13. Jahrhundert bis zum 16. Jahrhundert wurde die
Rechtsordnung, Sicherheit und Verfolgung als unerträglich empfunden. Das
Verbrechen nahm zu, die alte Gerichtsordnung führte nicht immer zu gerechten
Urteilen, und der Kaiser musste sich mit vielerlei Klagen über die Unzuläng-
lichkeit der Rechtspflege beschäftigen. Viele Versuche wurden unternommen, der
Zerrissenheit und des Unfriedens im Land Herr zu werden11. Dies war der Anlass
für die Schaffung der Peinlichen Gerichtsordnung Kaiser Karls V im Jahre 153212.
In dieser Ordnung wurde die Beendigung der Unterscheidung in Richter und
Urteiler eingeleitet. Gegenstand dieses Gesetzes war das Strafrecht, materiell wie 
auch formell. Sie wendete sich an den Laienrichter, um ihm eine feste Richt- 
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„De Constitutio criminalis Carolina“ 
Titelblatt eines Drucks 
aus dem Jahr 1577
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linie zu geben. Im Jahr 1559 wurde das württembergische Landrecht erlassen,
welches zivilrechtliche Fragen regelte und auf dem Corpus juris civilis, also
römischem Recht, aufbaut.

III. Von der Peinlichen Gerichtsordnung 1532 bis zum Ende des Heiligen
Römischen Reiches deutscher Nation im Jahr 1806

Während dieser Zeit erfolgte die fortschreitende Rezeption des römischen
Rechtes in die Rechtsprechung. In der Literatur wird dies als kontinuierlicher
Ablauf beschrieben. Die Rechtslehre hat das übrige dazu beigetragen. Von beson-
derer Bedeutung ist die Tübinger Universität, dort wurden Rechtsgutachten ein-
geholt. Grundlage war die Peinliche Gerichtsordnung, die in Zweifelsfällen die
Versendung der Akten an die Universität vorsahen - dort aber auch schon ent-
geltlich. 

Das deutsche Recht hat dem Eindringen des römischen wenig Widerstand gelei-
stet. Die Zersplitterung und Zerrissenheit des Reiches war zu groß. Bereits in der
Reichskammergerichtsordnung von 1495 wurde die Rezeption akzeptiert. Das
gemeine deutsche Recht ging dem römischen vor, wer es belegen musste, hatte
Schwierigkeiten. Es war ja nicht geschrieben. Schon damals setzte sich der
Grundsatz durch: Wer schreibt, der bleibt. 

Aufzeichnungen über das Stadtgericht Brackenheim sind im Stadtarchiv seit
1717, in Einzelfällen auch schon früher, vorhanden. Im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart gibt es Aufzeichnungen bereits aus dem Jahre 165813. Dieser erste
urkundlich erwähnte Vorgang behandelt folgenden Fall:

Hieronimus Weiß, Geistlicher Verwalter zu Brackenheim, (Kläger) gegen   
Stadtschreiber Jakob Bernhard Daubenhawer daselbst (Beklagter) wegen 
strittiger Ausführung der Dachtraufen an ihren Häusern.

Das Vogtgericht war eine Sonderform des Gemeindegerichts; es tagte unter dem
Vorsitz des Vogtes (daher der Name) neben dem Schultheißen, dem ein Rat von
12 Bürgern beistand14, und beschäftigte sich nicht mit Strafen, sondern Rügen
(bei denen der Betroffene nur einen Schaden wieder gutmachen, aber keine
Strafe leiden musste). Der Vogt war ein eingesetzter Beamter des Hauses
Württemberg. Ein anderer Namen war „Ruggericht“. So werden im Leitfaden für
die Ruggerichte15 diese auch als Vogtgericht bezeichnet. 

Strafen gegen Leib und Leben sind im Stadtarchiv Brackenheim nicht auffindbar.
Malefizsachen sind wiederum im Staatsarchiv Stuttgart gelagert, einschließlich
der Hexenprozesse. Ein Beispiel für ein Malefizverfahren:

In den Jahren 1539 – 1543 wurde das Verfahren gegen Thoman Eplin, Alt-         
schultheiß von Güglingen wegen Anstiftung zur Ermordung des Herzogs          
durchgeführt16.

IV. Vom Ende des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation 1806 bis 
zur Reichsgründung 1871

Nach dem Ende des Römischen  Reiches lag es an Württemberg, die Rechtsord-
nung neu für sich zu begründen. Unter anderem wurde im Jahr 1809 die aus dem



 
 

        
       

         
        

          
      

   
             

            
      

  

       
     

           
         

         
       
         

       
       

          
        

        
         

        
         

         
          

         

  

        
    

         

          
         

          
           

         
         

          
      

        
 

              

    
   

   
     

  
  

      
    

    
     

    
    

     
    
     

    
   

      
     

     
    

      
     

      
    
     
     

 

          
          

           
         

       

          
       

          
           

        
            

           
         

          
             

    
   

   

Mittelalter stammende Folter abgeschafft17. Im Jahr 1811 wurde aus dem Stadtge-
richt das Oberamtsgericht18, in Württemberg insgesamt 64. Den Vorsitz des Ober-
amtsgerichts hatte der Oberamtmann inne. Ihm war der Magistrat beigeordnet.
Im Jahr 1839 wurde zudem ein eigenes Württembergisches StGB erlassen.
Dieses ersetzte dann die Peinliche Gerichtsordnung Karls V.

V. Vom Wiederentstehen des Deutschen Kaiserreiches 1871 bis heute

Im Zusammenhang mit dem Eintritt Württembergs in das deutsche Kaiserreich
wurden im Rahmen einer Gerichtsreform 1879 aus den Oberamtsgerichten die
Amtsgerichte. Diese Bezeichnung ist bis heute geblieben. Aus den acht
Kreisgerichtshöfen wurden Landgerichte. Noch im Jahr 1889 wurde eine
Ordnung für Ruggerichte erlassen. Diese Gerichte hatte die Funktion, dass
Bürger sich mittels Beschwerden und Wünschen über die öffentliche Verwaltung
im Rahmen von Besprechungen und Verhandlungen äußern konnten19. Ein Relikt
aus dieser Zeit und den niederen Gerichten waren die Dorfgerichte und die
Friedensrichter. Dorfgerichte gab es bis zum Jahr 1950 in Brackenheim. Noch im
Jahr 1871 wurde für das gesamte Deutsche Reich das Strafgesetzbuch erlassen.
Dies war der erste Schritt zur Vereinheitlichung des Rechtes, da insoweit die
Gesetzgebungskompetenz beim Reich lag. Das BGB wurde zum 01.01.1900 in
Kraft gesetzt.
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Die Oberamtsstadt Brackenheim mit Sitz des Oberamtsgerichts in einem Aquarell
um 1820 
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Warhafftige und Erschröckliche Geschicht

von Markus Numberger

„Warhafftige und Erschröckliche Geschicht ...“ Mit diesen Worten beginnt ein
kleiner, achtseitiger Druck in der Landesbibliothek Stuttgart1. Er handelt von
einer Familientragödie, die sich am 12. Januar 1590 in Lauffen am Neckar in der
Familie des Conrad Hermann zutrug, von dem Lauffener Bürger Wendel Rösch
in Gedichtform gebracht und bereits am 1. Februar desselben Jahres veröffent-
licht wurde.

Der Familienvater, Conrad Hermann, war von Beruf Färber („tinctor“) und wohn-
te mit seiner Familie etwa im Bereich des heutigen Erkerhauses im Lauffener
Städtle. Er selbst stammte möglicherweise aus Ilsfeld, wo schon früher Vertreter
dieses Namens bekannt sind. Vor 1569 kam er nach Lauffen und heiratete viel-
leicht auch hier seine Frau Anna. Von dem Ehepaar sind acht Kinder in Lauffen
erwähnt, wobei wohl nur vier das Erwachsenenalter erreichten.2

-  Um 1569 wurde die älteste Tochter Agnes geboren, welche sich am 2. Mai 1592  
mit dem Lauffener Bürger Veit Metzger, Laux’ Sohn, verheiratete und schließ-
lich am 2. Dezember 1605 in Lauffen verstarb.

- Am 21. November 1572 wird eine zweite Tochter Victoria getauft, von deren  
weiterem Verbleib uns aber keine Nachricht bekannt ist.
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